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LANDESSOZIALGER 

RHEINLAND-PFALZ 

IM NAMEN DES VOLKES 

URTEIL 

1 n dem Rechtsstreit 

- Klägerin und Berufungsklägerin -

Prozessbevollmächtigte/r: Rechtssekretäre Hartig u.a. bei der DGB 
Rechtsschutz GmbH, Büro Mainz, II. Instanz, 
Kaiserstraße 26-30, 55116 Mainz 

gegen 

- Beklagte und Berufungsbeklagte -

hat der 5. Senat des Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz in Mainz ohne 
mündliche Verhandlung am 27.05.2020 durch 

Richterin am Landessozialgericht    als Vorsitzende 
Richter am Landessozialgericht 
Richterin am Landessozialgericht 
ehrenamtliche Richterin  
ehrenamtlichen Richter 

für Recht erkannt: 
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1. Die Berufung der Klägerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Trier vom

03.09.2019 wird zurückgewiesen.

2. Außergerichtliche Kosten sind auch für das Berufungsverfahren nicht zu

erstatten.

3. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand: 

Streitig ist ein Anspruch auf Krankengeld vom 15.02.2017 bis zum 27.02.2017 in 

Höhe von insgesamt 194,22 €. 

Die 1955 geborene, bei der Beklagten krankenversicherte Klägerin stand bis zum 

15.01.2017 in einem sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnis. 

Wegen Rücken- und Schulterbeschwerden stellte der Arzt für Allgemeinmedizin 

W. am 09.01.2017 Arbeitsunfähigkeit der Klägerin bis voraussichtlich 

22.01.2017 fest. Ab dem 16.01.2017 zahlte die Beklagte Krankengeld in Höhe von 

kalendertäglich 14,94 € (brutto). Sie wies die Klägerin mit Schreiben vom 

02.02.2017 darauf hin, dass der Krankengeldanspruch in Gefahr sei, wenn die 

Klägerin ihre Arbeitsunfähigkeit nicht lückenlos nachweise oder wenn der Nach

weis die Beklagte später als eine Woche nach Ausstellung erreiche. Die 

durchgehende weitere Arbeitsunfähigkeit der Klägerin stellte der Arzt W. mit 

Folgebescheinigungen vom 19.01.2017 (bis voraussichtlich 31.01.2017) und vom 

31.01.2017 (bis voraussichtlich 14.02.2017) fest. Die sodann am 13.02.2017 vom 

Arzt W. erstellte Folgebescheinigung vom 13.02.2017 über die weitere 

Arbeitsunfähigkeit bis voraussichtlich 28.02.2017 ging erst am 01.03.2017 bei der 

Beklagten ein; die nachfolgend am 28.02.2017 erstellte Folgebescheinigung über 

weitere Arbeitsunfähigkeit bis zum 14.03.2017 ging bei der Beklagten am 

02.03.2017 ein. Mit Bescheid vom 23.03.2017 in Gestalt des Bescheids vom 

09.02.2018 und des Widerspruchsbescheids vom 12.04.2018 stellte die Beklagte 
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wegen verspäteter Vorlage der Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung vom 13.02.2017 

das Ruhen des Krankengeldanspruchs der Klägerin für die Zeit vom 15.02.2017 

bis zum 27.02.2017 fest. Gemäß§ 49 Abs. 1 Nr. 5 Fünftes Buch Sozialgesetzbuch 

(SGB V) ruhe der Anspruch auf Krankengeld, so lange die Arbeitsunfähigkeit der 

Krankenkasse nicht gemeldet werde, es sei denn, die Meldung werde innerhalb 

einer Woche nach Beginn der Arbeitsunfähigkeit nachgeholt. Die hiernach 

bestehende Obliegenheit habe die Klägerin verletzt, obwohl sie mit Schreiben der 

Beklagten vom 02.02.2017 explizit hierauf hingewiesen worden sei. 

Am 23.04.2018 hat die Klägerin Klage zum Sozialgericht Trier (SG) erhoben. Die 

Klägerin hat in der Klagebegründung sowie bei ihrer Anhörung in der mündlichen 

Verhandlung des SG dargelegt, mit Ausnahme der in Rede stehenden Folge

bescheinigung vom 13.02.2017 habe sie die Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen 

vom Arzt W. immer ausgehändigt erhalten und diese an die Krankenkasse 

geschickt. Am 13.02.2017 habe sie nicht gleich bemerkt, dass sie die Ausfertigung 

der Folgebescheinigung für die Krankenkasse nicht ausgehändigt erhalten hatte. 

Deshalb habe sie in der Praxis angerufen und die Auskunft erhalten, die 

Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen würden nunmehr in der Praxis gesammelt 

und am Ende des Monats an die jeweilige Krankenkasse weitergeleitet. Die 
,, 

Praxisnachfolgerin Dr. A. hat auf die Anfrage des SG mit Stellungnahme vom 

09.10.2018 mitgeteilt, die Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen für alle 

Versicherten der AOK oder BKK würden durch die Praxis gesammelt und mittels 

entsprechender Freiumschläge durch die Praxis an die Krankenkassen übersandt. 

Ob die Klägerin die von ihrem Praxisvorgänger am 13.02.2017 ausgestellte 

Bescheinigung ausgehändigt erhalten habe, könne wegen des Personalwechsels 

nicht gesagt werden; normalerweise bekämen die Versicherten immer eine Kopie 

der Bescheinigung mit. 

Durch Urteil vom 03.09.2019 hat das SG die Klage abgewiesen und die Berufung 

zugelassen. Zur Begründung hat es im Wesentlichen ausgeführt: Das Versiche

rungsverhältnis der Klägerin mit Anspruch auf Krankengeld habe über den 
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Gegen das ihren Prozessbevollmächtigten am 16.09.2019 zugestellte Urteil hat 

die Klägerin am 14.10.2019 Berufung eingelegt. Sie macht geltend, in seinem 

Urteil vom 25.10.2018 (B 3 KR 23/17 R, Rn 37) habe es das Bundessozialgericht 

(BSG) ausdrücklich offengelassen, unter welchen Voraussetzungen bei einer vom 

Vertragsarzt übernommenen Übersendung der Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung 

an die Krankenkasse im Falle des nicht rechtzeitigen Eingangs bei der Kasse die 

Mitverantwortlichkeit der Krankenkasse anzunehmen sei. Berücksichtige man, 

dass es nach der Aussage der Praxisnachfolgerin des Arztes W. offensichtlich in 

der Arztpraxis gängige Übung gewesen sei, Arbeitsunfähigkeitsbescheini

gungen zu sammeln und zu bestimmten Zeitpunkten alle auf einmal der Kranken

kasse zuzuleiten, ohne dass die Beklagte auf den Arzt W. eingewirkt hätte, um 

diese für die Versicherten risikoreiche Übermittlung zu unterlassen, so könne es 

nicht ihr, der Klägerin, angelastet werden, dass die Arbeitsunfähigkeitsbescheini

gung vom 13.02.2017 verspätet übermittelt worden sei. Der verspätete Zugang sei 

vielmehr der Sphäre der Beklagten und deren Verantwortungsbereich zuzuordnen. 

Die Klägerin beantragt, 

das Urteil des Sozialgerichts Trier vom 03.09.2019 sowie die Bescheide der 

Beklagten vom 23.03.2017 und 09.02.2018 jn Gestalt des Widerspruchs

bescheides vom 12.04.2018 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, 

ihr Krankengeld auch für die Zeit vom 15.02.2017 bis zum 27.02.2017 nach 

Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften zu gewähren. 

Die Beklagte beantragt, 

die Berufung zurückzuweisen. 

Sie· hält das angefochtene Urteil für zutreffend. 

Im Hinblick auf das Urteil des BSG vom 08.08.2019 (B 3 KR 6/18 R) hat die 

Beklagte hervorgehoben, der Praxis W. seien ihrerseits keine Freiumschläge 

zur Übermittlung von Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen zur Verfügung gestellt 
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worden, ein „planmäßiges Vorgehen" habe es bezogen auf sie, die Beklagte, nicht 

gegeben. Sie gehöre auch keiner der von der Praxisnachfolgerin des Arztes W. 

mitgeteilten Kassenarten AOK oder BKK an, sondern den lnnungskrankenkassen. 

Die Klägerin hat zu bedenken gegeben, dass gerade dadurch, dass ihr als 

Versicherter auf entsprechende Nachfrage von der Praxis W. mitgeteilt worden 

sei, dass die Praxis die Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen sammeln und direkt 

an die Krankenkasse versenden würde, bei ihr der Eindruck entstanden sei, dass 

sie zur Wahrung ihres Krankengeldanspruchs nichts zusätzlich unternehmen 

müsse. Ob die Versendung der Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen nun durch 

Freiumschläge erfolge oder nicht, spiele ihres Erachtens nicht die entscheidende 

Rolle. Der Fall der Versendung durch Freiumschläge sei durchaus mit dem Fall 

vergleichbar, dass die Krankenkasse die Übersendung von gesammelten Arbeits

unfähigkeitsbescheinigungen nie beanstandet habe. 

Zur Ergänzung des Tatbestandes wird auf die Prozessakte sowie die 

Verwaltungsakte der Beklagten Bezug genommen. Der Akteninhalt war Gegen

stand der Beratung. 

Entscheidungsgründe: 

Die kraft Zulassung durch das SG statthafte, form- und fristgerecht erhobene 

Berufung, über die der Senat mit Einverständnis der Beteiligten ohne mündliche 

Verhandlung entscheidet, ist zulässig, hat in der Sache jedoch keinen Erfolg. Das 

SG hat die Klage mit zutreffender Begründung zu Recht abgewiesen; der Senat 

nimmt deshalb zur Vermeidung von Wiederholungen auf die Entscheidungsgründe 

· des angefochtenen Urteils Bezug (§ 153 Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz - SGG -.)

Das Vorbringen im Berufungsverfahren rechtfertigt auch unter Berücksichtigung 

der aktuellen Rechtsprechung des BSG in den Urteilen vom 08.08.2019 (B 3 KR 

6/18 R und B 3 KR 18/18 R) keine der Klägerin günstige abweichende 
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Übersendung der Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung vom 13.02.2017 nicht der 

Beklagten zugerechnet werden. Weder hat sie der Arztpraxis Freiumschläge zur 

Verfügung gestellt noch ein planmäßiges Vorgehen der Arztpraxis bei der 

Sammlung für sie bestimmter Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen über einen 

längeren Zeitraum geduldet (vgl. dazu BSG 08.08.2019 -8 3 KR 18/18 R, Rn 26, 

33). Unter Berücksichtigung der eigenen Angaben der Klägerin in der mündlichen 

Verhandlung des SG war es vielmehr so, dass - offensichtlich versehentlich - 

lediglich die Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung vom 13.02.2017 ihr nicht sogleich 

ausgehändigt wurde, sondern stattdessen von der Arztpraxis wie bei Versicherten 

der AOK und BKK erst am Monatsende an die Kasse versandt wurde. Sämtliche 

vor dem 13.02.2017 als auch nach dem 13.02.2017 vom Arzt W. ausgestellten 

Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen wurden demgegenüber der Klägerin 

ausgehändigt und von dieser selbst an die Beklagte versandt. Somit hat es sich 

nicht um ein planmäßiges, von der Beklagten geduldetes Vorgehen der Arztpraxis 

gehandelt, sondern um ein einmaliges Versehen. Auch wenn daher im Sinne des 

Berufungsvorbringens der Klägerin diese aufgrund der Auskunft der Arztpraxis 

annehmen durfte, dass diese die Übersendung der 

Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung vornehmen würde, kann nicht der Beklagten 

das Versäumnis der verspäteten Übermittlung durch die Arztpraxis zugerechnet 

werden, weil sie hierauf keinerlei Einwirkungsmöglichkeit hatte. Das 

Übermittlungsrisiko verbleibt daher vorliegend bei der Klägerin. Für diese hätte 

zudem auch deshalb Grund bestanden, zumindest bei der Beklagten wegen der 

Übersendung der Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung nachzufragen, weil sie, die 

Klägerin, von der Arztpraxis telefonisch die Auskunft erhalten hatte, die 

Bescheinigung würde „am Ende des Monats" an die Krankenkasse weitergeleitet. 

Damit konnte aber die Frist von einer Woche, über die die Klägerin mit Schreiben 

der Beklagten vom 02.02.2017 informiert worden war, ersichtlich nicht eingehalten 

werden. 

Wegen der Versäumung der Frist des § 49 Abs. 1 Nr. 5 Halbsatz 2 SGB V war der 

Klägerin auch keine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gemäß § 27 Abs. 1 
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persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse nebst den Belegen innerhalb der Frist für die 
Einlegung der Beschwerde beim Bundessozialgericht eingegangen sein. 

Ist dem Beteiligten Prozesskostenhilfe bewilligt worden und macht er von seinem Recht, einen 
Rechtsanwalt zu wählen, keinen Gebrauch, wird auf seinen Antrag der be.izuordnende 
Rechtsanwalt vom Bundessozialgericht ausgewählt. 

III. Ergänzende Hinweise

Der Beschwerdeschrift und allen folgenden Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen 
Beteiligten beigefügt werden. Das Bundessozialgericht bittet darüber hinaus um zwei weitere 
Abschriften. Dies gilt nicht im Rahmen des elektronischen Rechtsverkehrs. 

gez.  gez.  gez.  




